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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Mit einer im Dezember 2016 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin
die Verbesserung des Poststellennetzes und eine Stärkung der Rolle der
Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der Postämter. Die
Rechtsgrundlagen seien so zu ändern, dass die Postcom bezüglich Schliessung oder
Verlegung einer Poststelle nicht nur eine Empfehlung abgeben, sondern einen
anfechtbaren formellen Beschluss fassen kann. Bürgerinnen und Bürger sollten eine
Eingabe gegen die Schliessung einer Poststelle an die Postcom richten können, wenn
sie die für eine Gemeindeinitiative notwendige Anzahl Unterschriften gesammelt
haben. Zudem sollten die Erreichbarkeitskriterien der Postverordnung grundsätzlich
diskutiert werden. Weiter forderte die Standesinitiative ein grösseres und besseres
Dienstleistungsangebot der Postagenturen sowie die Verbesserung von Ausbildung und
Arbeitsbedingungen der Agenturmitarbeitenden. 
Die KVF-SR empfahl ihrem Rat in der Sitzung vom 14. November 2017, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da bereits mehrere Motionen (insbesondere die
Motion 17.3356) deren Anliegen enthielten. Der Ständerat folgte seiner Kommission
Ende November 2017. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
NIKLAUS BIERI

Im Februar 2017 reichte auch der Kanton Wallis eine Standesinitiative betreffend das
Poststellennetz ein. Dem Wallis ging es dabei um die Unterstützung der
Standesinitiative des Kantons Tessin - die Walliser Standesinitiative nahm wörtlich
dieselben Forderungen auf wie das Begehren aus dem Südkanton. 
Im November 2017 fasste die KVF-SR mit dem Hinweis auf inhaltlich ähnliche Motionen
(insbesondere die Motion 17.3356) den Beschluss, der Standesinitiative des Kantons
Wallis keine Folge zu geben, der Rat folgte diesem Antrag Ende November 2017. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.02.2017
NIKLAUS BIERI

Eine Standesinitiative des Kantons Tessin forderte die Gewährleistung eines landesweit
dichten Hochbreitbandangebots und forderte den Bund auf, im Rahmen seiner
Kompetenzen in jenen Regionen der Schweiz aktiv zu werden, in welchen das
Hochbreitbandnetz von den Telekommunikationsunternehmen aus wirtschaftlichen
Gründen nicht realisiert wird. Der Bund soll im Rahmen des Fernmeldegesetzes, des
Bundesgesetzes über Regionalpolitik und des neuen Finanzausgleichs über
Direktfinanzierungen sowie über eine Neudefinition der Grundversorgung ein
landesweit dichtes Hochbreitbandangebot gewährleisten. Den Anstoss zur
Standesinitiative gab die SP Tessin, die Bezug nahm auf eine kantonale Motion der
Tessiner FDP zum Ausbau des Glasfasernetzes im Tessin. Die Initiative war am 21. März
2016 im Kantonsparlament angenommen worden.

Im Ständerat wurde im März 2017 über die Standesinitiative debattiert. Die KVF-SR
hatte dem Rat beantragt, der Initiative keine Folge zu geben, da das Anliegen des
Kantons Tessin im Rahmen der Revision des Fernmeldegesetzes aufgenommen werden
könne. Eine Minderheit Abate (fdp, TI) beantragte hingegen, Folge zu geben. In der
Ratsdebatte äusserten viele Stimmen Unterstützung für die Minderheit Abate, da ihnen
das Anliegen von grosser Wichtigkeit schien. Die kleine Kammer gab schliesslich mit 27
zu 13 Stimmen (ohne Enthaltungen) Folge. 
Im April 2017 entschied die KVF-NR ohne Gegenstimme, der Standesinitiative Folge zu
geben: Die Kommission erachte die Versorgung mit einem Hochbreitbandnetz als
zentral für die wirtschaftliche Entwicklung von Randregionen. Die Ausarbeitung eines
Erlassentwurfs könne im Zusammenhang mit der Beratung zur Revision des
Fernmeldegesetzes vorgenommen werden. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.04.2017
NIKLAUS BIERI
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Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der
Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der Postämter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.Iv.
17.302). Ständerat Janiak (sp, BL) erklärte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grösstenteils enthielten. Eine Minderheit Hêche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Ständerat Minder (parteilos, SH) warb für den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative könne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekräftigt werden. Der Ständerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.05.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begründete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
für die Umsetzung der Standesinitiative. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Der Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und der Stärkung
der Rolle der Gemeindebehörden wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine Folge
gegeben. Hingegen gab die Kommission der Standesinitiative Jura Folge – sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Ständerat angenommen worden. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Der Standesinitiative Wallis zur Unterstützung der Standesinitiative Tessin betreffend
die Verbesserung des Poststellennetzes wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine
Folge gegeben. Die Kommission gab jedoch der Standesinitiative Jura Folge – sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Ständerat angenommen worden. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Der Standesinitiative Tessin zur Gewährleistung eines landesweit dichten
Hochbreitbandangebots war 2017 Folge gegeben worden. Das Geschäft wurde der KVF-
NR zugewiesen, welche bis zur Sommersession 2019 eine Vorlage ausarbeiten sollte. Mit
dem Hinweis auf laufende Arbeiten in der Verwaltung zur Anpassung der
Grundversorgungsbestimmung im Rahmen der Umsetzung einer Motion Candinas
beantragte die Kommission dem Rat im Frühling 2019, die Behandlungsfrist der
Standesinitiative um zwei Jahre bis 2021 zu verlängern. Der Rat kam diesem Antrag im
März 2019 stillschweigend nach. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
NIKLAUS BIERI

Die Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der
Rolle der Gemeindebehörden blieb, nachdem die KVF-NR schon im Oktober 2018
beschlossen hatte, ihr keine Folge zu geben, auch im Ratsplenum ohne Unterstützung:
In der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat der Kommission stillschweigend.
Auch der Standesinitiative Wallis, welche zur Unterstützung der Standesinitiative Tessin
eingegangen war, erteilte der Nationalrat am gleichen Tag eine Absage. Begründet
wurde der Antrag der Kommission auf Ablehnung mit der Standesinitiative Jura, welcher
2018 Folge gegeben worden war und welche die Anliegen der Tessiner Standesinitiative
ebenfalls enthält. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die bezüglich der Postgesetzgebung hängig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.Iv. 18.312, «Für den Erhalt der Arbeitsplätze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.Iv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI
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geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen
Verteilung der Postämter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der übrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. 10

Drei Standesinitiativen bezüglich der Postgesetzgebung hatte der Ständerat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekündigte Änderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht würden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklärt, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Für die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden könnten, dass die
Kommission aber aus formellen Gründen beantrage, den Initiativen keine Folge zu
geben. Der Ständerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben aus. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
NIKLAUS BIERI

In ihrer Sitzung vom 27. Mai 2020 diskutierte die KVF-NR unter anderem über die
Standesinitiativen von Genf (Kt.Iv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314) und Solothurn (Kt.Iv.
18.315) bezüglich der Postgesetzgebung. Erfreut über die von Post-CEO Cirillo bei der
Präsentation der Strategie 2021-2024 Mitte Mai 
gemachte Zusicherung, das Poststellennetz bei rund 800 Poststellen zu belassen,
beschloss die Kommission, den drei Standesinitiativen keine Folge zu geben. Alle den
Service public der Post betreffenden Fragen könnten in der angenommenen
Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314) geregelt werden, erklärte die Kommission. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
NIKLAUS BIERI

In der Herbstsession 2020 lehnte der Nationalrat die drei Standesinitiativen bezüglich
der Postgesetzgebung (Kt. Iv. GE 18.312; Kt. Iv. BS 18.314 und Kt. Iv. SO 18.315) in globo
ab. Da der Ständerat den drei Initiativen ebenfalls keine Folge gegeben hatte, sind diese
definitiv erledigt. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Neben einer Motion Flückiger-Bäni und einer Motion der KVF-NR forderte auch der
Kanton Genf in einer Standesinitiative die Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuer auf die Empfangsgebühren, und dies unaufgefordert an alle
Mehrwertsteuerpflichtigen. In der Herbstsession 2018 hatte sich der Ständerat mit dem
Anliegen zu befassen. Ebenso wie beim Kommissionsanliegen, das die Rückerstattung
der Mehrwertsteuer auf fünf Jahre beschränken wollte, war die vorberatende
Kommission einhellig zur Ansicht gelangt, dass auch die Standesinitiative den
gesetzgeberischen Spielraum zu stark einschränke. Man wolle zuerst die fünf hängigen
Entscheide des Bundesgerichts abwarten, um sich daran zu orientieren, und empfehle
dem Rat deswegen, der Initiative keine Folge zu geben. Im Ständerat zeigte sich
Bundesrätin Leuthard mit der KVF-SR einig und erklärte sich bereit, dass der Bund bei
entsprechendem Urteil des Bundesgerichts eine gesetzliche Grundlage ausarbeiten
werde, worin er eine «möglichst pauschale Rückerstattung» vorschlagen und damit den
administrativen Aufwand in Grenzen halten wolle. Stillschweigend folgte der Ständerat
seiner Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Die KVF-NR stützte im Januar 2019 den im Jahr zuvor vom Ständerat gefällten Entscheid
und gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
unaufgeforderter Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebühren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen einstimmig keine Folge. Das
UVEK habe das Vorhaben zur Erarbeitung einer gesetzlichen Grundlage für eine
pauschale Rückvergütung unterdessen bereits in Angriff genommen, weswegen kein
zusätzlicher Handlungsbedarf mehr bestehe. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.01.2019
MARLÈNE GERBER

Nach dem Ständerat lehnte auch der Nationalrat in der Sommersession 2019 auf
Anraten seiner KVF-NR eine Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebühren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen ab, da sich eine gesetzliche
Grundlage zur Erfüllung dieser Forderung bereits in Ausarbeitung befand: Nach einem
entsprechenden Bundesgerichtsentscheid im Vorjahr hatte sich das UVEK daran
gemacht, eine Vorlage für eine pauschale Rückerstattung zu erarbeiten. Diese befand
sich zum Zeitpunkt der nationalrätlichen Beratung in der Vernehmlassung. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
MARLÈNE GERBER

«Die TV-Nachrichtenabteilung soll in Genf bleiben.» Die so lautende Standesinitiative
des Kantons Genf, welche der Genfer Grosse Rat mit 76 zu 0 Stimmen bei 2
Enthaltungen verabschiedet hatte, wollte für klare Verhältnisse in der
Programmproduktion der SRG in der Romandie sorgen. Dieser Antrag des Genfer
Kantonsparlaments reihte sich in eine Vielzahl von Vorstössen ein, die die Frage nach
den Produktionsstandorten der Radio- und Fernsehanstalt erörtern wollten. Drei
Punkte wollte der Kanton Genf erreichen: Ein besseres Gleichgewicht bei den
audiovisuellen Tätigkeiten der RTS in der Westschweiz; den Erhalt der
Fernsehnachrichtenabteilung in Genf; sowie den Erhalt der Radiotätigkeit in Bern.
Ausgelöst worden war die Initiative durch die mögliche Konzentration der
Programmproduktion am Standort Lausanne.
Im August 2019 wurde in der KVF-SR über die Standesinitiative beraten. Dort fand das
Anliegen aber kein Gehör. Die Haltung der Kommission war bereits bekannt und
konsolidiert, seit sie im Frühjahr 2019 eine ähnliche parlamentarische Initiative
Vonlanthen (cvp, FR; Pa.Iv. 18.449) behandelt hatte. Die Frage der Standorte solle nicht
auf Gesetzesstufe geregelt werden, zudem reichten die Vorgaben des RTVG und der
Konzession bezüglich der sprachregionalen Angebote aus, argumentierte die
Kommission einstimmig. 
Mit dem Nein aus der Kommission standen die Zeichen für einen Meinungsumschwung
in der kleinen Kammer schlecht. Die zusammen mit den parlamentarischen Initiativen
aus dem Nationalrat behandelte Genfer Standesinitiative hatte im Ständerat keine
Chance. Kommissionssprecher Janiak (sp, BL) gab an, dass die SRG-Leitung intensive
Gespräche mit der Genfer Regierung führe und dass eine Lösung erarbeitet werde.
Selbst der Genfer Ständerat Robert Cramer (gp, GE) verzichtete darauf, die
Standesinitiative zur Annahme zu empfehlen. Er habe zur Kenntnis genommen, dass
man nicht das Recht habe, in die Organisation der SRG einzugreifen, betonte er
zerknirscht. («J'ai donc pris note que nous n'avions pas le droit d'intervenir sur la façon
dont la SSR s'organise.») 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im November 2019 entschied die KVF-NR, der Standesinitiative des Kantons Genf, die
einen Verbleib der TV-Nachrichtenabteilung in Genf forderte, keine Folge zu geben.
Sie orientierte sich dabei am Beschluss, den sie bereits bei der Behandlung von fünf
gleichlautenden parlamentarischen Initiativen gefasst hatte, die die Festschreibung der
SRG-Produktionsstandorte im Gesetz gefordert hatten, und verabschiedete das
Geschäft mit 15 zu 8 Stimmen und dem Antrag auf keine Folge geben an den
Nationalrat. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.11.2019
MARLÈNE GERBER

Seiner Kommission folgend entschied der Nationalrat in der Wintersession 2020, dass
die TV-Nachrichtenabteilung der SRG von Genf nach Lausanne umziehen dürfe, und
gab einer Standesinitiative des Kantons Genf, die das Gegenteil gefordert hatte, mit 93
zu 67 Stimmen bei 26 Enthaltungen, letztere aus beinahe allen Fraktionen, keine Folge.
Während sich die Fraktionen der Grünen und der SP fast ausnahmslos für Folgegeben
aussprachen, wollten die meisten Vertreterinnen und Vertreter der GLP, FDP und SVP
dem Anliegen keine Folge geben. Gespalten zeigte sich die Mitte-Fraktion. Somit

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2020
MARLÈNE GERBER
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scheiterte nach fünf parlamentarischen Initiativen auch das letzte Geschäft, welches
der SRG per Gesetz Vorgaben zum Produktionsstandort hatte machen wollen. Mit den
Initiativen hatten Parlamentarierinnen und Parlamentarier verschiedenster Couleur auf
den 2018 kommunizierten Entscheid der SRG reagiert, aus Spargründen gewisse
Produktionsstätten zusammenzulegen. 19
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